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en, 6061.) Geſetz wegen Aufhebung der Steuer von dem im 1 Lande gl Mein. ee . 
25 Vom 15. April 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes den König von en 20. 
f „mit Zuſtimmung Serben Häuſer des e der Monarchie, was 
ol 

. 


8 Die Steuer von dem im Lande erzeugten Weine, welche iR den Be 

ſtimmungen des Geſetzes vom 25. September 1820. (Geſetz⸗Samml. S. 193.) 1 
und der Kabinets⸗Order vom 28. September 1834. (Geſetz⸗Samml. S. 165.7) 
zur Erhebung gelangt, wird von dem Zeitpunkte ab, mit welchem der unter 
den Regierungen der Zollvereins⸗ Staaten vereinbarte neue Zolltarif in Wirk⸗ 
ſamkeit tritt, aufgehoben und die vorgedachten Heſehlhen 2 krete 

vi on dem genannten Zeitpunkte ab außer 1 2 


ü H. 2. 8 er 

Die in die Regiſter der de Ag Beträge an Bein 

fleuer, welche zur Zeit der Aufhebung der Weinſteuer (. 1.) 5 RR faͤllig 

5 e u a aut . | er 

Ane Sirämgmnier und mit der dll des gegennärigen Ge⸗ 

g ſehes beauftragt. 

UAlrkundlich unter Unferer Re und Beirut 3 
Königin Justen, 5 ee 

i Gesehen Berlin, den 15, april 1605. ae Kai BR Er 


en euer nl 8; Wien. 1 


v. Bismard - „Schönhauſen. Bödelſchwingh. 05 Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühlen | Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
ER t zu e RA u 


1 1 1865. m 00 5063, & ne 35 „ (Nr, 6062.) 
usgegeben zu Berlin den 5. Mai 1865. - 


Vertrag zwiſchen Preußen und Braunſchw ig, betreffend den Betriebswechſel 
auf der Altenbefen = Kreienfener Eiſenbahn. Vom 31. Januar 1865. 


km im Artikel 8. des Staatsvertrages vom 23. Februar 1861. — be 
treffend die Erbauung einer Eiſenbahn zwiſchen Altenbeken und Kreienſen — 
vorbehalten worden, uͤber den zwiſchen den Eiſenbahnſtationen Hoͤrter und 
Holzminden einzufuͤhrenden Betriebswechſel auf der obengenannten Eiſenbahn 


und über die in Folge deſſelben von der einen an die andere Regierung zu 


leiſtenden Entſchaͤdigungen eine beſondere Uebereinkunft zu treffen, ſo ſind zum 
Zweck der deshalb erforderlichen Verhandlungen die Bevollmächtigten der be⸗ 
theiligten Hohen Regierungen, als: 


Seitens der Koͤniglich Preußiſchen Regierung der Wirkliche Geheime 
e und Miniſterialdirektor Auguſt Ludwig Frei⸗ 
herr von der Reck, 5 

Seitens der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung der Generaldirekto 
Auguſt Philipp Chriſtian Theodor von Amsberg, 


zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation den nachſtehen⸗ 
den Vertrag verabredet und abgeſchloſſen: 


5 NER ” 
RER Die Königlich, Preußiſche Direktion der Weſtphaͤliſchen Eiſenbahn wird 
den geſammten und ausſchließlichen Fahrdienſt auf der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Eiſenbahnſtrecke zwiſchen der Preußiſchen Grenze und dem Bahn⸗ 
bhofe Holzminden übernehmen und die dazu erforderlichen Maſchinen, ſowie das 
nlioüthige Zugbegleitungsperſonal ſtellen. 5 ; 

5 — f $. 2. N 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Eiſenbahn- und Poſtdirektion wird zu 
dieſem Zwecke der Preußiſchen Verwaltung auf dem Bahnhofe Holzminden vier 
Maſchinen⸗ und drei, noͤthigenfalls vier Wagenſtaͤnde, ſowie ein zur Aufbewah⸗ 


3 rung kleiner Materialien und Geraͤthe geeignetes Lokal zur ausſchließlichen Be⸗ 


nutzung uͤberlaſſen, ſowie ferner den Weſtphaͤliſchen Maſchinen dort ſtets recht⸗ 
zeitig den erforderlichen Waſſerbedarf liefern und dem Preußiſchen Zugperſonal 
fuͤr die Dauer ſeines zeitweiſen Aufenthalts in Holzminden angemeſſene — von 
der Preußiſchen Verwaltung zu möblirende — Lokalitaͤten zuweiſen, dieſe au 
ordnungsmäßig heizen, reinigen und beleuchten laſſen; endlich auch der Preu 
ſchen Verwaltung die Mitbenutzung der auf dem Bahnhofe zu Holzminde 
liegenden Gleiſe, Weichen, Drehſcheiben und Schiebebuͤhnen geſtatten. ö 


Die Signalvorrichtungen auf der im H. 1. gedachten Strecke ſind v 


5 der Herzoglich Braunſchweigiſchen Verwaltung nach demſelben Syſteme le 2 
BE ſiſtellen 


N n R 8 
n ns 8 0 3 


ſtellen, welches auf dem Preußiſchen Theile der Altenbeken⸗Kreienſener Bahn 
Anwendung gefunden hat. 


S. 4. 


Re Die ordnungsmaͤßige Unterhaltung, Bewachung und Beleuchtung der im 
H. 1. erwähnten Strecke und des Bahnhofes Holzminden, ſowie ſaͤmmtlicher 
auf beiden befindlichen Anlagen bleibt Sache der Braunſchweigiſchen Verwal⸗ 
tung, welche daher auch alle dadurch und dafuͤr entſtehenden Koſten ſelbſt und 
allein zu tragen hat. 


H. 5. 


Der Fahrdienſt auf der im H. 1. gedachten Strecke wird ausſchließlich 

durch Preußiſche Fahrbeamte nach den Anordnungen der Koͤniglich Preußiſchen 
Verwaltung ausgefuͤhrt werden. 

Die genannten Beamten haben jedoch, ſo lange ſie ſich auf dem Bahn⸗ 

hofe zu Holzminden befinden, den dienſtlichen Anordnungen des dortigen Sta⸗ 
tionsvorſtehers Folge zu leiſten. 


F. 6. 


N Der geſammte Stations- und Expeditionsdienſt auf dem Bahnhofe Holz⸗ 

minden bleibt ausſchließlich Sache der Braunſchweigiſchen Verwaltung. 

5 Die Letztere wird indeß ihre Beamte anweiſen, den Betrieb nach der 
Preußiſchen Seite mit derſelben Sorgfalt und Genauigkeit, wie den eigenen 

Betrieb, zu verſehen. 

. Fuͤr alle dienſtlichen Funktionen, welche die Abfertigung von Zuͤgen nach 

der Preußiſchen Bahn zum Zwecke haben, find die für die letztere geltenden 

Beſtimmungen und Reglements und die darauf bezuͤglichen Dienſtinſtruktionen, 

ſowie der Fahrplan der Preußiſchen Bahn maaßgebend, weshalb das Perſonal 
auch mit allen dieſen Vorſchriften verſehen und zu deren genauer Befolgung 

durch . Hezeglich Braunſchweigiſche Eiſenbahn⸗ und Poſtdirektion verpflichtet 

werden ſoll. 


8 F. 
5 Der Königlich Preußiſchen Verwaltung liegt es ob, diejenigen Zuge, 
welche fie von Holzminden weiter zu befördern hat, durch ihre eigenen Ma⸗ 


ſchinen rangiren zu laſſen. Die Herzoglich Braunſchweigiſche Verwaltung ſtellt 
72 55 hierzu das noͤthige Aufſichts- und Huͤlfsperſonal. „ 


$ 8. 


RER Beide Verwaltungen werden ſich in Nothfällen mit ihren Wagen und 
Lokomotiven und zwar mit letzteren ſowohl fuͤr den Fahr⸗, als fuͤr den Rangir⸗ 
dienſt, nach Möglichkeit aushelfen. Fuͤr Lofomotivhülfe wird gegenſeitig ein 
Me Betrag von zwei Thalern pro Meile, reſp. pro Stunde Rangirdienſt vergütet, 
fur Wagen die Entſchaͤdigung nach den Beſtimmungen des jeweilig beſtehenden 
Wagenbenutzungs⸗Reglements berechnet. 55 
Or. 6062. 3ö* Ge: 


$. 9. 
Zur Kontrolirung und Rapportirung der in Holzminden gegenſeitig zu 
uͤbergebenden und zu übernehmenden Wagen wird jede Verwaltung auf dem 
dortigen Bahnhofe einen eigenen Beamten ſtationiren. ö f 


H. 1 0. 


ö Ueber die Tarife und Befoͤrderungs⸗Reglements fuͤr den Verkehr zwiſchen 
den Preußiſchen und den Braunſchweigiſchen Stationen, ſowie uͤber den Fahr⸗ 
plan für die durchgehenden Züge auf der Altenbeken⸗Kreienſener Bahn bleibt 
eine beſondere Verſtaͤndigung zwiſchen den beiderſeitigen Verwaltungen vor⸗ 


minden und Stationen der Weſtphaͤliſchen Bahn einzurichten, beſtimmt lediglich 
die Direktion der letzteren. Dieſelbe wird jedoch etwaige auf der Altenbeken⸗ 
Hörter Bahn einzurichtende Lokalperſonenzuͤge, welche Hörter berühren, ſtels 
auch bis Holzminden gehen reſp. von dort abgehen laſſen. 


H. 14. 


Die Weſtphaͤliſche Bahn zahlt an die Braunſchweigiſche Verwaltung 
als Entſchaͤdigung fir. die von letzterer nach §. 2. uͤbernommenen Leiſtungen 
und Verpflichtungen ein Pauſchquantum von jaͤhrlich 500 Rthlr., gefchrieben 
fuͤnfhundert Thalern, in vierteljaͤhrlich postnumerando mit 125 Rehlr. zahl⸗ 
baren Raten. 


§. 12. 


Dagegen verguͤtet die Braunſchweigiſche Verwaltung der Preußiſchen fuͤr 
jede von den Maſchinen der letzteren auf der im H. 1. gedachten Strecke zuruͤck⸗ 
gelegte Zugmeile einen Betrag von 2 Rthlr. 15 Sgr., geſchrieben zwei 
Thaler funfzehn Silbergroſchen, gleichfalls vierteljaͤhrlich Ppostuumerando 
zahlbar, wogegen andererſeits die aus der Befoͤrderung von Perſonen, Gepaͤck⸗ 
ſtuͤcken, Equipagen, Vieh und Gütern auf die oben erwaͤhnte Strecke fallenden 
Einnahmen ausſchließlich der Braunſchweigiſchen Verwaltung gebuͤhren. 

H. 13. ö 
Etwaige auf der Bahn zwiſchen Höxter und Holzminden reſp. auf dieſen 
1 ſich ereignenden Schaͤden werden nach folgenden Grundſaͤtzen 
ehandelt. . f 
Jede der beiden Verwaltungen traͤgt denjenigen Schaden ſelbſt, den ſie 
durch Zufall oder Schuld ihrer eigenen Beamten am eigenen Vermoͤgen erlei⸗ 
det; dagegen uͤbernimmt jede Verwaltung den Erſatz desjenigen Schadens, den 
ſie durch eigene Schuld, oder durch Verſehen ihrer eigenen Beamten, oder durch 
mangelhaften Zuſtand ihrer Betriebsmittel reſp. der ihr gehörigen Gleiſe, Wei⸗ 


reitet. In ſonſtigen Faͤllen ruht dritten Perſonen gegenuͤber die eee 40 
1 ſo⸗ 


behalten. Ob und eventuell nach welchem Fahrplane Lokalzuͤge zwiſchen Holz 


chen und Drehſcheiben ꝛc. der anderen Verwaltung oder dritten Perſonen be⸗ 


0 trecke gehört, auf der die Beſchaͤdigung vorgekomme 
| . %% N 


Gegenwärtiges Abkommen tritt mit dem Tage der Betriebseroͤffnung auf 


ER ber ganzen Strecke zwiſchen Kreienſen und Altenbeken in Kraft. Daſſelbe wird 
auf unbeſtimmte Zeit mit einer beiden Theilen jederzeit zuſtehenden einjaͤhrigen 


Kündigung abgeſchloſſen. 


H. 15. 


| Alle aus dieſem Vertragsverhältniſſe etwa entſtehenden Streitigkeiten 
ſollen, ſoweit ſie nicht der Entſcheidung und Verſtaͤndigung zwiſchen den beider⸗ 


ſfſeitigen Hohen Staatsregierungen unterliegen, durch Schiedsrichter entſchieden 
werden, bon denen jede der beiden Verwaltungen einen und zwar eine bei der 
Streitſache nicht betheiligte, zum Deutſchen Eiſenbahnvereine gehoͤrige Eiſenbahn⸗ 


waltung zum Obmann ernennen. Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf 
die ihm durch einen Notar oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners 


gefallen laſſen, daß der andere beide Schiedsrichter ernennt. 


gen, ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen und es entſcheidet zwiſchen Beiden 
das Loos. : a ; N i 
5 Zoͤgert aber ein Schiedsrichter mit der Ernennung des Obmanns laͤnger 


forderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des anderen Theiles allein. 


zuſchließenden Kompromiſſes. e 
5 ers 


und von den Bevollmächtigten unterzeichnet und befiegelt worden. 


Derſelbe ſoll den belderſei 


dann die ſo ratifizirten Urkunden gegen einander ausgetauſcht werden. 
Slo geſchehen Berlin, am 31. Januar 186. 
5 (. S) v. d. Reck. (LS) o. Ams berg. 


kations⸗Urkunden bewirkt worden. 


nehmigung, welche von dem Königlich Preußiſchen Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten fuͤr Preußen und von dem Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Staatsminiſterium für Braunſchweig erfolgen wird, vorgelegt und ſollen als 


ſow i fü 0 et werden kann, auf derjenig erwaltung, welcher die 


verwaltung erwaͤhlt, und welche bei Meinungsverſchiedenheit eine dritte Ver⸗ = 


die Ernennung eines Schiedsrichters langer. als vier Wochen, ſo muß er fh i 
Koͤnnen ſich die Schiedsrichter Uber die Wahl des Obmanns nicht eini⸗ 


als vier Wochen auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar inſinuirte Auf⸗ Es 
Gegen den fehiebgrichterlichen Ausſpruch iſt ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 
Dieſe Beſtimmung vertritt die Stelle eines zwiſchen den Parteien ab⸗ 
Vorſtehender Vertrag iſt in zwei gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt 5 
tigen Hohen Regierungen zur Ertheilung der Ge | 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifi⸗ “ 


8 Ar. 60626063.) (St 6063) 8 0 


Sm- 


(Fir. 6063.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. April 1865., betreffend zwei Abaͤnderungen der 
se Statuten der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe für die Provinz Schleſien. 


Ai den Bericht vom 22. Maͤrz d. J. will Ich, dem Antrage des achtzehnten 
Provinziallandtages der Provinz Schleſien in der beiliegenden Petition vom 
20. Oktober v. J. entſprechend, den nachfolgenden Aenderungen der durch die 
Allerhoͤchſte Order vom 5. Dezember 1854. (Geſetz-Samml. S. 609.) 
beſtaͤtigten Statuten der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe für die Provinz Schleſien: 

1) Es ſoll dem Markgrafthum Oberlauſitz, zur Verfuͤgung des Kommu⸗ 
nallandtages deſſelben, der Antheil an dem Vermoͤgen der Provinzial⸗ 
Darlehnskaſſe, wie ſolches durch den Rechnungsabſchluß vom 31. De⸗ 
zember 1864. nachgewieſen werden wird, nach dem Verhaͤltniß, in 
welchem die Oberlauſitz zu dem Betriebsfonds der Darlehnskaſſe beige 
tragen hat, bis zum 1. Juli 1867. mit der Wirkung baar ausgezahlt 
werden, daß die Oberlauſitz dadurch hinſichtlich aller ihrer Rechte an 
das Vermoͤgen der Darlehnskaſſe vollſtaͤndig abgefunden iſt, vom 
1. Januar 1865. ab bis zum Zahlungstage aber der Abfindungsbetrag 
mit vier Prozent verzinſt werden; 

2) den Deichverbaͤnden werden die Amortiſationsfriſten fuͤr ihre aus der 
Provinzial⸗Darlehnskaſſe entnommenen Darlehen noch um acht Jahre, 
alſo bis zum Jahre 1891. reſp. bis zum Jahre 1894., verlängert; 

und zwar ad 2. im Anſchluß an die Order vom 28. Maͤrz 1859. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 213.) hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung ertheilen. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zu veroͤffentlichen. 
Berlin, den 3. April 1865. ö | 
Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten und den Miniſter des Innern. 


(Nr. 6064.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung, betreffend die Uebereinkunft 


zwiſchen Preußen und dem Großherzogthum Oldenburg wegen Verhütung 


und Beſtrafung von Forſt- und anderen Freveln und Polizei- Uebertre⸗ 
tungen. Vom 23. April 1865. 


Mc die Königlich Preußiſche Regierung mit der Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſchen Regierung übereingefommen iſt, der zwiſchen ihnen am 26. Mai 18388. 
in Betreff der Maaßregeln zur Verhuͤtung und Beſtrafung der Forſtfrevel in 
den Grenzwaldungen abgeſchloſſenen Konvention eine weitere Ausdehnung unter 
anderweiten Beſtimmungen zu geben, erklaͤren dieſelben mit Aufhebung der 
gedachten Konvention zu dieſem Zwecke Folgendes: 1 


Artikel 1. 


Beide kontrahirende Regierungen verpflichten ſich, eine jede diejenigen 1 


Forſt⸗, Feld⸗, Jagd⸗ und Fiſchereifrevel und Polizei-Uebertretungen, met a 
die⸗ 


iejenigen Freve olizei⸗Uebertretungen an Baumpflanzungen, Waſſerbau⸗ 
Anlagen, Eiſenbahnen, Staatsſtraßen und Vizinalwegen, welche von ihren 
Staatsangehörigen im Staatsgebiete der anderen Regierung veruͤbt ſind, ebenſo 
zu unterſuchen und zu beſtrafen, als wenn ſie im eigenen Staatsgebiete veruͤbt 
worden waͤren. 90 
Bei ihren Befugniſſen, nach ihrem Geſetze die auf ihrem Gebiete betrof⸗ 
fenen und arretirten auslaͤndiſchen Frevler beſtrafen zu laſſen, bewendet es 


auch fernerhin. 
Artikel 2. 


f Fuͤr die Konſtatirung eines der in Artikel 1. bezeichneten Frevel, welcher 
von einem Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des anderen began⸗ 


5 x gen worden, full den Protokollen, Ausſagen und Abſchaͤtzungen, welche von 


kreſp. Bezirks des begangenen Frevels aufgenommen worden, derſelbe Glaube 


beilegen. 


Artikel 3. 
N Von den beiderſeitigen Behörden ſoll zur Entdeckung der Frevler alle 
mögliche Huͤlfe geleiſtet werden. 5 f 
Namentlich ſollen die beiderſeitigen Forſt⸗ und Polizeibeamten befugt 
fein, die Spur der Frevler in das fremde Gebiet zu verfolgen und letztere 


Arretirten unverzuͤglich an die naͤchſte Polizei⸗ oder Juſtizbehoͤrde deſſelben 


nothwendig wird, hat der verfolgende Beamte ſich zu dem Ende an die Orts⸗ 


kenden. 
\ Artikel 4. N 55 


der vorgeſetzten Behoͤrde des requirirten Beamten einzuſenden. 


b 5 Artikel 5. 3 

ir Den unterfuchenden und beftrafenden Behörden in den beiderſeitigen 
Staaten wird es zur Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der 
vorliegenden Frevel ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach den hieruͤber beſte⸗ 


ausgezeichneten oder ſehr bedeutenden Freveln die Unterſuchung in jedem ein⸗ 
zelnen Falle ſogleich eintreten zu laſſen. 1 


17 


e 


von der zur Aburtheilung zuſtaͤndigen Behoͤrde beigemeſſen werden, welchen 
die Geſetze den Protokollen und Abſchaͤtzungen der inlaͤndiſchen Beamten 


Im Falle hierbei im Gebiete des anderen Staates eine Hausſuchung 


henden Vorſchriften des Landes nur immer thunlich iſt, auch insbeſondere bei 


den kompetenten Forſt⸗, Polizei- und ſonſtigen zuſtaͤndigen Beamten des Orts 


auf dem fremden Gebiete zu verhaften, jedoch mit der Verbindlichkeit, die 


Gebiets abzuliefern, damit daſelbſt ihr Name und Wohnort ausgemittelt 


polizeibehoͤrde der betreffenden Gemeinde zu wenden und dieſelbe zur Vornahme 
der Viſitation aufzufordern. Die bei der Hausſuchung aufgefundenen, als 
Objekte des begangenen Frevels bezeichneten Gegenſtaͤnde ſind in Verwahrung 
zu bringen. Der Vollzug der Requiſition erfolgt koſtenfrei für den Requiri⸗ 


Ueber die Hausſuchung iſt ſofort ein Protokoll aufzunehmen. Eine Aus⸗ 5 
fertigung deſſelben iſt dem requirirenden Beamten einzuhaͤndigen, eine zweite 


Die Anzeigen über veruͤbte Frevel follen der requirirten Behörde in zwei! 
Nr. 6064.) facher Br 


flacher Ausfertigung zugefendet, der requirirenden Behörde ſoll das Ergebniß 


der Unterſuchung mitgetheilt und von dem Strafvollzug jedesmal Kenntniß ges 
Artikel . 


geben werden. 

Die Vollziehung der Straferkenntniſſe, ſowie die Beitreibung der den 1 
Flur⸗, Wald⸗, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Eigenthuͤmern zuerkannten Entſchaͤdigungs⸗ 
gelder geſchieht nach den Landesgeſetzen und ſoll mit der thunlichſten Beſchleu⸗ 
nigung bewirkt werden. Die erkannte Geld⸗ oder Arheitsſtrafe wird zum 
Vortheile desjenigen Staats vollzogen, deſſen Behoͤrde die Strafe erkannt 
hat. Wird von einem Frevler die Zahlung des Betrages der gegen ihn 
erkannten Geldſtrafe, des Werth- oder Schadenerſatzes, der Koſten und 
Pfandgebuͤhren nicht vollſtaͤndig, ſondern nur zum Theil geleiſtet, ſo werden 
von dem eingezogenen Gelde zuerſt die Denunziantengebühren, wo ſolche geſetzlich 
beſtehen, ſodann die Koſten, dann der Erſatz des Schadens und Werthes und 
zuletzt die Strafe, ſoweit es zureicht, bezahlt. 

Artikel 7. 

Gegenwaͤrtige im Namen Seiner Majeſtaͤt des Königs von Preußen 
und Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Oldenburg ausgefertigte 
Erklarung ſoll nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung Kraft und Wikk⸗ 
ſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben und oͤffentlich bekannt gemacht 
werden. 323 
Zur Urkunde deſſen iſt Königlich Preußiſcher Seits die gegenwaͤrtige 
Miniſterial⸗Erklaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Königlichen Inſiegel 
verſehen worden. N 

Berlin, den 23. April 1865. 


Der Königlich Preußiſche Präſident des Staatsminiſteriums 9 
und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
n Bismarck⸗-Schoͤnhauſen. 


Vsoeſehende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsminiſteriums 
vom 7. April d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 

Berlin, den 23. April 1865. N 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Bismard- Schönhaufen | 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. \ 1 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 92 
RER ER (R. v. Decker). ? 7 8 


7 


